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Gefeß - Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 7 — 


(Nr. 8108.) Geſetz, betreffend Abänderungen der Wegegeſetzgebung der Provinz Hannover. 
Vom 19. März 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
das Gebiet der Provinz Hannover, was folgt: 


Sl; 


Die in Gemäßheit der Beſtimmungen des $. 80. des Geſetzes über Ge⸗ 
meindewege und Landſtraßen vom 28. Juli 1851. bisher von den Staats⸗ 
behörden bezüglich der Landſtraßen⸗Bauverwaltung wahrgenommenen Befugniſſe 
gehen, ſoweit ſie die techniſche Leitung des Neubaues und der Unterhaltung be⸗ 
treffen, mit dem 1. April 1873. auf die Organe des provinzialſtändiſchen Ver⸗ 
bandes der Provinz Hannover über. 


8. 2. 


Die unmittelbare Verwaltung der Landſtraßen ſteht von demſelben Zeit⸗ 
punkte an der Wegeverbandsvertretung e land), unter 
dem Vorſitz und unter der geſchäftlichen Leitung der ei eit (Amtshauptmann 
beziehungsweiſe Magiſtrat), ſowie unter Mitwirkung der ſtändiſchen Tech- 
niker, zu. 

§. 3. 


Den Staatsbehörden verbleiben die ihnen zuſtehenden landespolizeilichen 
Befugniſſe, ſowie die Rechte der kommunalen Oberaufſicht gegenüber den Wege— 
verbänden. 

$. 4. 


Sämmtliche aus Staatsmitteln bisher beſtrittene Koſten der techniſchen 
Leitung des Landſtraßenbaues werden in Zukunft von dem provinzialſtändiſchen 
Verbande getragen. 

Jahrgang 1873. (Nr. 8108.) 17 95.7 


Ausgegeben zu Berlin den 5. April 1873. 
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F. 5. 


Das für den Landſtraßenbau erforderliche techniſche Bauperſonal wird in 
ausreichender Zahl von dem provinzialſtändiſchen Verbande angenommen. Daſſelbe 
iſt dem Landesdirektorium untergeordnet, 


$. 6. 
Selbſtſtändige Städte, welche geeignete techniſche Angeſtellte haben, ſind 
auf ihren Antrag von der Mitwirkung des ſtändiſchen Wegebauperſonals zu 
entbinden. 9 7 


Die im F. 81. des Geſetzes vom 28. Juli 1851. erwähnte Vertretung 
der ee vor den Gerichts⸗ oder Verwaltungsbehörden gehört ihrem 
ganzen Umfange nach zu den Befugniſſen des Ausſchuſſes der Wegeverbands⸗ 
vertretung. 


i $. 8. 
Alle dem gegenwärtigen Geſetze widerſtreitenden Vorſchriften werden hier⸗ 
mit aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 19. März 1873. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. 


(Nr. 8109.) 
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(Nr. 8109.) Geſetz, betreffend die Aufhebung beziehungsweiſe Ermäßigung gewiſſer Stempel⸗ 
abgaben. Vom 26. März 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit ns beider Häuſer des Landtages, für den Umfang der 
Monarchie, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


§. 1. 
Vom 1. Mai 1873. ab werden ermäßigt die Stempelabgaben: 
1) e e „von Erbfolgeverträgen und von Teſtamenten auf 
15 Sgr., 
2) F wenn der Werth der ſichergeſtellten Rechte 
eträgt: 
50 bis 200 Thlr. auf 5 Sgr., 
über 200 bis 400 Thlr. auf 10 Sgr. 


§. 2. 
Von demſelben Zeitpunkte ab werden aufgehoben die Stempelabgaben von: 
1) Geſuchen Beſchwerdeſchriften, Bittſchriften, Eingaben, Vorſtellungen); 
2) Beſcheiden auf Geſuche, Anfragen und Anträge in Privatangelegen⸗ 
heiten, ſie mögen in Form eines Antwortſchreibens, einer Verf ung, 
Dekretsabſchrift oder eines an die zurückgehende Bittſchrift ſelbſt N 
Dekrets erlaſſen werden; i 


3) Protokollen mit Ausnahme der Auktions⸗, Notariats⸗, Rekognitions⸗ 
und derjenigen Protokolle, welche die Stelle einer nach anderweiter 
Beſtimmung der Stempeltarife ſteuerpflichtigen Verhandlung vertreten; 


4) Requifitionen; 

5) Dechargen; 

6) Beglaubigungen nach $. 33. der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872.; 

7) Quittungen, ſowie den in $. 8. Nr. 2. des Geſetzes vom 5. Mai 1872., 
Stempelabgaben betreffend, gedachten Löſchungsanträgen; 

8) Abſchieden (Dienftentlafjungen); 7 

9) Urlaubsertheilungen; 

10) Kundſchaften, welche von Zünften und Gewerbskorporationen den Gefellen 
und Gehülfen ertheilt werden; 

11) Lehrbriefen; 

12) Geburts-, Tauf-, Aufgebots⸗, Ehe, Trau⸗, Todten- und Beerdigungs⸗ 
ſcheinen. 

(Nr. 8109.) 11 In⸗ 


etzten 


R 


1 
Inſoweit jedoch die unter 1. bis 4. bezeichneten Gegenſtände: 


a) in der Provinz Hannover bei gerichtlichen Behörden in anderen als 
e e Den vorkommen, oder der Verſteuerung nach den 
Beſtimmungen des Stempelgeſetzes vom 30. Januar 1859. unterliegen 
(Geſetz vom 24. Februar 1869., Geſetz-Samml. S. 366.), 


b) im Bezirk des Appellationsgerichts zu Cöln bei gerichtlichen Behörden in 
anderen als Juſtizverwaltungsſachen vorkommen, 


bewendet es hinſichtlich der Verſteuerung derſelben bei den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften. 8 3 


In der Stadt Frankfurt a. M. finden die vorſtehend im §. 2. unter Nr. 1. 
bis 5. und 8. bis 10. enthaltenen Beſtimmungen keine Anwendung. 


$. 4. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 26. März 1873. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. 


(Nr. 8110) 


8 
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(Nr. 8110.) Geſetz, betreffend die Ausführung der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872, 
Vom 27. Maͤrz 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, was folgt: 


Einziger Paragraph. 

Die den Verwaltungsgerichten in den $$. 110. 111. und 113. der Kreis 
ordnung vom 13. Dezember 1872. übertragenen Befugniſſe werden für die erſten 
nach Maßgabe jenes Geſetzes zu vollziehenden Wahlen der Kreistags⸗Abgeord⸗ 
neten bis zum 1. Januar 1874. von den Deputationen für das Heimathweſen 
(. 40. und 41. des Geſetzes, betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes 
über den Unterſtützungswohnſitz vom 8. März 1871., Geſetz⸗Samml. S. 130. ff.), 
innerhalb der zu ihren Sprengeln gehörigen Regierungsbezirke in dem durch die 
$$. 190. ff. der Kreisordnung vorgeſchriebenen Verfahren wahrgenommen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 27. März 1873. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. v. Kameke. Gr. v. Königsmarck. 


(Nr. 8110-8111.) (Nr. 8111.) 
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(Nr. 8111.) Vertrag zwiſchen Preußen und Oldenburg wegen Herſtellung einer Eiſenbahn 
von Osnabrück nach Quakenbrück. Vom 23. Januar 1873. 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, und Seine Königliche 
Hoheit der Großherzog von Oldenburg, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahn⸗ 
verbindungen zwiſchen den beiderſeikigen Staatsgebieten zu vermehren, haben 
Behufs einer hierüber zu treffenden Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrath Wilhelm Jordan, 
een Geheimen Regierungsrath Hermann Dudden— 

auſen, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrath Adolph Scholz; 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 
Allerhöchſtihren Oberbaurath Ernſt Bureſch, 

Allerhöchſtihren Miniſterialrath Günther Janſen, 
welche vorbehaltlich der Ratifikation folgenden Vertrag abgeſchloſſen haben. 


Artikel J. . 
Die Königlich Preußiſche Regierung geftattet der Großherzoglich Olden- 

burgiſchen Regierung, die Olbenburgſſch Staatsbahn, welche ahne 5 der 
Station Oldenburg bis zur Landesgrenze bei Quakenbrück ausgeführt werden 
ſoll, für Rechnung der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung über Quaken⸗ 
brück nach Osnabrück Behufs Anſchluſſes an die Seitens der Bergiſch⸗Märkiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft projektirte Bahn von Hamm nach Osnabrück fortzuführen 
und zu betreiben. 

Artikel II. 


Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung iſt bezüglich des Baues und 
Betriebes dieſer Bahn den jetzigen und zukünftigen Preußiſchen Geſetzen und 
Verordnungen, insbeſondere dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 
3. November 1838. und dem Geſetze vom 16. März 1867. über die Beſteuerung 
von Eiſenbahnen unterworfen. 3 

Inſoweit die zur Eiſenbahnanlage erforderliche vorübergehende oder blei⸗ 
bende Abtretung des Grundes und Bodens, ſowie die dazu etwa nöthige Auf⸗ 
hebung von Gerechtſamen im Wege gütlicher Vereinbarungen zwiſchen der Groß⸗ 
herzoglich Oldenburgiſchen Regierung und den Betheiligten nicht zu erreichen iſt, 
wird die Königlich Preußiſche Regierung das Enteignungsverfahren eintreten 
laſſen, welches zur Zeit des Baues der Bahn bei Anlegung von Staatseiſen⸗ 
bahnen in dem Gebiete des ehemaligen Königreichs Hannover zur Anwendung 


kommt. 
Artikel III. 


Die Landeshoheit bleibt hinſichtlich der von der Großherzoglich Oldenbur⸗ 
giſchen Regierung zu bauenden und zu betreibenden Bahnſtrecke im Königlich 
Preußiſchen Gebiete der Königlich Preußiſchen Regierung ausdrücklich vorbehalten. 

Auch 


— 1 


Auch follen die an der Bahnſtrecke im Königlich Preußiſchen Gebiete zu errich- 
tenden Hoheitszeichen nur diejenigen des Preußiſchen Staats ſein. 

Alle innerhalb des Königlich Preußiſchen Gebietes vorkommenden, die 
Bahnanlage oder den Transport auf derſelben betreffenden Verbrechen, Ver⸗ 
gehen und Uebertretungen ſollen den Königlich Preußiſchen Behörden zur Unter⸗ 
ſuchung und Beſtrafung angezeigt und nach den im Preußiſchen Staate gültigen 
Geſetzen und Verordnungen beurtheilt werden. 

Für die auf den Eiſenbahndienſt bezüglichen Dienſtvergehen der von der 
Großherzoglich Oldenburgiſchen ng angeftellten Beamten find jedoch die 
Großherzoglich Oldenburgiſchen Behörden allein zuſtändig. 

Wird die Verhaftung eines auf der Bahn innerhalb des Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Gebietes fungirenden Großherzoglich Oldenburgiſchen Eiſenbahnbedienſte⸗ 
ten wegen Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen von Königlich Preußiſchen 
Behörden verfügt, fo wird hierbei von denſelben auf die Erforderniſſe des Eiſen⸗ 
bahndienſtes gehörige Rückſicht genommen und, ſoweit es nach den Umſtänden 
irgend thunlich iſt, die nächſt vorgeſetzte Eiſenbahnbehörde fo zeitig von der Ver⸗ 
haftung in Kenntniß Feen werden, daß der etwa nöthige Stellvertreter noch 
rechtzeitig in den Dienſt eingewieſen werden kann. 

Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß 
die von Ihr beſtellte Bau» und Betriebsverwaltung wegen aller Entſchädigungs⸗ 
Anſprüche, welche aus Anlaß des Baues und Betriebes der Bahn auf Königlich 
Preußiſchem Gebiete erhoben werden möchten, der Entſcheidung der zuſtändigen 
Königlich Preußiſchen Gerichte unterworfen iſt und daß die gegen die vorge⸗ 
dachte Verwaltung ergehenden Entſcheidungen für die Großherzoglich Oldenbur⸗ 
giſche Regierung ohne Weiteres verbindlich ſind. 


Artikel IV. 

Der Königlich Preußiſchen Re Aden bleibt vorbehalten, den Verkehr 
zwiſchen Ihr und der Großherzoglich Oldenburgiſchen Eiſenbahnverwaltung, ſo⸗ 
wie die Handhabung der Ihr über die betreffende Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheits⸗ 
und Aufſichtsrechte einer Behörde zu übertragen. 

Dieſe Behörde hat die Beziehungen ihrer Regierung zu der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung in allen Fällen zu vertreten, die nicht zum direkten Einſchreiten der 
kompetenten Polizei⸗ oder Gerichtsbehörden geeignet ſind. 

Die Eiſenbahnverwaltung hat ſich bei Angelegenheiten territorialer Natur, 
welche hiernach von der Königlich Preußiſchen Regierung reſſortiren, an jene 
Behörde zu wenden. 

Die gedachten Funktionen können von der Königlich Preußiſchen Regie⸗ 
rung auch einem beſonderen Kommiſſarius übertragen werden. 


Artikel V. 0 
Faiür den Bau der Osnabrück-Quakenbrücker Eiſenbahn gelten insbeſondere 
folgende Beſtimmungen: 
1) Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung iſt verpflichtet, die Vollen⸗ 
dung und Inbetriebnahme der Bahn längſtens innerhalb dreier Jahre 
nach der Ratifikation dieſes Vertrages zu bewirken. d 
(Nr. 8111.) 2) Die 
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2) Die Bahnlinie in ihrer vollſtändigen Durchführung durch alle Zwiſchen⸗ 
punkte, die Beſtimmung der Orte, wo nach Maßgabe des Verkehrs⸗ 
bedürfniſſes jetzt oder künftig Stationen für den Perſonen- oder Güter⸗ 
verkehr anzulegen ſind, und ſämmtliche Bauprojekte unterliegen der Ge⸗ 
nehmigung des Königlich Preußiſchen Miniſters für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten. 

Was die Konſtruktion der Lokomotiven und Fahrzeuge betrifft, ſo 
ſollen die von der Großbegſeglich Oldenburgiſchen Regierung geprüften 
Betriebsmittel auf der in Rede ſtehenden Bahnſtrecke ohne weitere Re⸗ 
viſion im Königlich Preußiſchen Gebiete zugelaſſen werden. 

3) Die von der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung beſtellte Bau⸗ 
verwaltung hat allen Anforderungen, welche wegen polizeilicher Beauf— 
ſichtigung der beim Bahnbau beſchäftigten Arbeiter getroffen werden 
mögen, nachzukommen und die aus dieſen Anordnungen etwa erwachſen⸗ 
den Ausgaben, insbeſondere auch die durch etwaige Anſtellung eines be⸗ 
ſonderen Polizei⸗Aufſichtsperſonals entſtehenden Koſten zu tragen. Sie 
wird den Anforbderum en der zuftändigen Behörden wegen Genügung 
des kirchlichen Bedürfniſſes der beim Bau beſchäftigten Beamten und 
Arbeiter bereitwillig Folge leiſten und die dadurch etwa bedingten Koſten 
übernehmen, auch zu der in Gemäßheit des Geſetzes vom 21. Dezember 
1846. für die Bauarbeiter einzurichtenden Krankenkaſſe die nöthigen Zu⸗ 
ſchüſſe leiſten. 

4) Die Bahn wird zwar zunächſt nur mit Einem durchgehenden Geleiſe 
verſehen, die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung iſt jedoch zum 
Bau und Betriebe eines zweiten Geleiſes — für welches der Grund 
und Boden ſogleich bei der Anlage der Bahn mit zu erwerben ift — 
verpflichtet, ſobald die Königlich Preußiſche Regierung ſolches im Ver⸗ 
kehrsintereſſe für nothwendig erachtet und verlangt. Sa die desfall⸗ 
ſige Anordnung der Königlich Preußiſchen Regierung ſteht der Groß⸗ 
herzoglich Oldenburgiſchen Regierung binnen einer präkluſiwiſchen Friſt 
von vier Wochen die Einlegung des Rekurſes beim Reichskanzler⸗Amte zu, 
bei deſſen Entſcheidung es ſodann bewendet. 


Artikel VI. 


Die Genehmigung, nöthigenfalls die Abänderung des Fahrplans bleibt 
der Königlichen Staatsregierung vorbehalten, ebenſo die Genehmigung des 
Bahngeldtarifs und des Frachttarifs ſowohl für den Güter⸗ als für den Per⸗ 
ſonenverkehr, ſowie der Abänderung der Tarife, inſoweit dieſelbe nicht dem freien 
Ermeſſen der Großherzoglich Oldenburgiſchen Regierung überlaſſen wird. 

Bei der Feſtſtellung der Tarife wird die Königlich Preußiſche Regierung 
die Tarife der Hannoverſchen Staatsbahn im Allgemeinen maßgebend ſein laſſen, 
und niedrigere Tarife, als bei der letzteren beſtehen, nicht fordern. 

Die Beförderung von Perſonen iſt in vier Wagenklaſſen zu bewerkſtelligen 
und muß in beiden Richtungen der Bahn mindeſtens einer der täglichen fahr- 
planmäßigen Perſonenzüge die vierte Wagenklaſſe führen. 8 

ür 
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Für den Transport von Kohlen und Koaks und eventuell der übrigen im 
Artikel 45. der Verfaſſung des Deutſchen Reichs bezeichneten Gegenſtände iſt der 
Einpfennigtarif einzuführen, ſoweit und ſobald dies von dem Königlich Preußi⸗ 
ſchen Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten verlangt wird. 

Die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung übernimmt ferner die Ver⸗ 
pflichtung, ſoweit der Königlich Preußiſche Miniſter für Handel ꝛc. es im Ver⸗ 
kehrsintereſſe für nöthig erachtet, jederzeit auf deſſen Verlangen mit anderen in- 
und ausländiſchen e de für die Beförderung von Perſonen und 
Gütern einen durchgehenden Verkehr mittelſt direkter Expeditionen und Tarife zu 
errichten und hierbei insbeſondere auch in ein gegenſeitiges Durchgehen der Trans⸗ 
portmittel gegen die übliche, nöthigenfalls vom bezeichneten Miniſter für Handel ıc. 
feſtzuſetzende Vergütigung zu willigen. Bezüglich dieſer direkten Tarife iſt die 
Großherzoglich Oldenburgiſche Eiſenbahnverwaltung verpflichtet, auf Verlangen 
des bezeichneten Miniſters für Handel ze. auf ihrer in dieſem neu einzurichtenden 
durchgehenden Verkehre zu berührenden Strecke den niedrigſten Tarif⸗Einheitsſatz 
pro Zentner und Meile zuzugeſtehen, welchen fie auf dieſer Strecke für die gleich⸗ 

artigen Transportgegenſtände in ihrem Lokaltarife erhebt. Sollte ſie jedoch in 
einem anderen durchgehenden Verkehre für jene Strecke ihrer Bahn einen unter 
dem Lokaltarif-Einheitsſatz pro Zentner und Meile ermäßigten Satz pro Zentner 
und Meile beziehen, ſo muß ſie für jene Strecke dieſen ermäßigten Tarifſatz auch 
in dem neu zu errichtenden durchgehenden Verkehre auf Verlangen des bezeich- 
neten Miniſters für Handel ꝛc. zugeſtehen. 

„Für ie e Gütertransporte wird die Erhebung einer Expeditions⸗ 
gebühr für die Bahn von Osnabrück nach Quakenbrück ausgeſchlo en, wenn 
Bahn her urſprüngliche Verſandt⸗, noch die letzte Adreßſtation an dieſer 

ahn liegt. a 

Die vorbezeichnete Verpflichtung der Großherzoglich Oldenburgiſchen Eiſen⸗ 
bahnverwaltung zur Einrichtung eines direkten Verkehrs und zum Zugeſtändniſſe 
des vorbezeichneten Tarifſatzes wird jedoch durch die Bereitwilligkeit der anderen 
betheiligten Eiſenbahnverwaltungen bedingt, in dieſem Verkehre ihren Tarif nach 
denſelben Grundſätzen zu normiren, und ſomit für ihre in dem einzurichtenden 
durchgehenden Verkehre zu benutzende Strecke den niedrigſten Tarif - Einheitsſatz 
pro Zentner und Meile zuzugeſtehen, welchen ſie auf dieſer Strecke für gleich⸗ 
artige Transportgegenſtände in ihrem Lokalverkehr reſp. in einem anderen durch⸗ 
gehenden Verkehr erheben. 5 

Sollte die Großherzoglich Oldenburgiſche Eiſenbahnverwaltung zum Zweck 
der Einrichtung eines neuen direkten durchgehenden Verkehrs das gleiche Zu⸗ 

eſtändniß, wie es vorſtehend präziſirt iſt, von einer anderen Bahnverwaltung 
bier, und die letztere ohne von dem bezeichneten Miniſter für Handel ꝛc. für 
buten erachtete Gründe ſich weigern, auf den von der Großherzoglich Olden⸗ 
urgiſchen Eiſenbahnverwaltung vorgeſchlagenen direkten Verkehr überhaupt ein⸗ 
zugehen, oder jenes Zugeſtändniß in Betreff des Tarifſatzes zu machen, ſo iſt die 
Großherzoglich Oldenburgiſche Eiſenbahnverwaltung an das ihrerfeits auf Er⸗ 
fordern des bezeichneten Miniſters für Handel ꝛc. für einen direkten Verkehr, an 
welchem die fh weigerlich haltende Bahnverwaltung mit betheiligt iſt, gemachte 
frühere Zugeſtändniß nicht mehr gebunden. 
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Artikel VII. 


Die Beförderung von Truppen, Militaireffekten und fonftigen Armee⸗ 
bedürfniſſen hat nach denjenigen Normen und Sätzen ſtattzufinden, welche auf 
den Staatseiſenbahnen im Gebiete des früheren Norddeutſchen Bundes jeweilig 
Gültigkeit haben. 

f Artikel VIII. N 


Gegenüber der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung iſt die Großherzoglich 
Oldenburgiſche Eiſenbahnverwaltung bezüglich der in Rede ſtehenden Bahnſtrecke 
den Beſtimmungen unterworfen, welche zu Gunſten dieſer Verwaltungszweige 
vom Bundesrathe für die Staatseiſenbahnen im früheren Norddeutſchen Bundes, 
gebiete erlaſſen ſind oder künftig erlaſſen werden. 


Artikel IX. 


Die Großherzoglich Oldenburgiſche Eiſenbahnverwaltung iſt verpflichtet, die 
von ihr anzuſtellenden Bahnwärter, Schaffner und ſonſtigen Unterbeamten, mit 
Ausnahme der einer techniſchen Vorbildung bedürfenden, vorzugsweiſe aus den 
mit Civilanſtellungsberechtigung entlaſſenen Militairs, ſoweit dieſelben das 
35 ſte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, zu wählen. 


Artikel X. 


Anderen Unternehmern bleibt ſowohl der Anſchluß an die in Rede ſtehende 
Bahnſtrecke mittelſt Zweigbahnen, als die Benutzung der erſteren gegen zu ver⸗ 
einbarende, eventuell vom Preußiſchen Handelsminiſterium feſtzuſetzende Fracht- 
oder Bahngeldſätze vorbehalten. 


Artikel XL 


Sollte die Großherzoglich Oldenburgiſche Regierung die in Preußen be 
legenen Bahnſtrecken ganz oder theilweiſe anderweit veräußern, oder verpachten, 
oder ſonſt den Betrieb darauf Anderen abtreten wollen, ſo iſt zu jeder dieſer 
Maßnahmen die Zuſtimmung der Königlich Preußiſchen Regierung nothwendig. 


Artikel XII. 


Die Königlich Preußiſche Regierung behält Sich das Recht vor, die inner. 
halb Ihres Gebietes belegene Strecke der im Artikel L. genannten Bahn nebſt 
allem zu dieſer Strecke zu rechnenden Zubehör nach Ablauf von 30 Jahren, 
vom Tage der Eröffnung des Betriebes an gerechnet, oder auch ſpäter, nach 
einer dan ein Jahr vorher zu machenden W gegen m 
des Anlagekapitals zu erwerben. Inſofern zur Zeit der F der Zuſtan 
der Bahn gegen die urſprüngliche Anlage ſich weſentlich verſchlechtert haben 
möchte, ſoll jedoch von dem zu erſtattenden Nen e nach einem durch Sad): 
verſtändige zu beſtimmenden Prozentſatze ein dem dermaligen Zuſtande entfprechen- 
der Abzug gemacht werden. 1 

rt. 
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Artikel XIII. 


Dieſer Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt 
und die Auswechſelung der Ratifikations-Urkunden zu Berlin binnen acht Wochen 
vorgenommen werden. 


Zur Beurkundung haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten dieſen Vertrag 
in zwei gleichlautenden Ausfertigungen unter Beidrückung ihrer Siegel eigen⸗ 
händig unterzeichnet. f 


So geſchehen zu Berlin, den 23. Januar 1873. 


(L. S.) Wilhelm Jordan. 

(L. S.) Hermann Duddenhaufen. 
(L. S.) Adolph Scholz. 

(L. S.) Ernſt Bureſch. 

(L. S.) Günther Janſen. 


„Der vorſtehende Vertrag iſt ratiftzirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


\ (Nr. 8111.) Be⸗ 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872. (Geſetz-Samml. S. 357.) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. September 1872., die Erhebung des 
tarifmäßigen Wegegeldes auf dem Nebenwege I. Klaſſe von Langenhorn 
bis kurz vor der Grenze des Kreiſes Tondern bei Mönksbrück im Kreiſe 
1 betreffend, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
5 8770 Jahrgang 1872, Nr. 50. S. 341., ausgegeben den 11. Okto⸗ 

er 1872. 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Februar 1873., betreffend die Verlei⸗ 
hung des Expropriationsrechts und der fiskaliſchen Vorrechte für den 
Bau einer Gemeinde-Chauſſee vom Beverbache im Dorfe Weſtbevern, 
Kreiſes Münſter, bis zur Venlo-Hamburger Eiſenbahn, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Münſter Nr. 12. S. 33., ausgegeben den 
22. März 1873. 


Redigirt im Bürean des Staats-Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


